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GESETZENTWURF 
 
der Landesregierung 
 
 
Entwurf eines Gesetzes zum Dritten Staatsvertrag zur Änderung des Staats-
vertrages zum Glücksspielwesen in Deutschland (Drittes Glücksspielände-
rungsstaatsvertragsgesetz - Drittes GlüÄndStVG M-V) 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
A Problem und Ziel 

 

Die derzeitige Regulierung des Glücksspiels wird durch den Glücksspielstaatsvertrag 

(GlüStV) vom 15. Dezember 2011 und dessen Ausführungsgesetze in den Ländern bestimmt. 

Dabei werden mit der Glücksspielregulierung verschiedene - gleichrangige - nebeneinander 

bestehende Ziele verfolgt: Verhinderung von Glücksspiel- und Wettsucht nebst Suchtpräven-

tion, Lenkung des natürlichen Spieltriebes der Bevölkerung in geordnete und überwachte 

Bahnen zur Verhinderung von „Schwarzmärkten“, Gewährleistung von Jugend- und Spieler-

schutz, Verhinderung von (Spiel-)Betrug und Begleitkriminalität sowie Sicherung der Integri-

tät des sportlichen Wettbewerbs (§ 1 Satz 1 Nummer 1 bis 5 GlüStV). Die Gleichrangigkeit 

der Ziele war eine bewusste politische Entscheidung, die sachlich geboten und rechtlich ein-

deutig verankert ist. Um diese verschiedenen Ziele zu erreichen, sind nach dem Glücksspiel-

staatsvertrag bei den jeweiligen Glücksspielformen unterschiedliche Maßnahmen vorgesehen, 

um deren spezifischen Gefährdungspotentialen jeweils optimal Rechnung tragen zu können. 

Anlass dafür, dass das Thema „Glücksspiel und Glücksspielregulierung“ wieder verstärkt in 

den Fokus der Politik und der Öffentlichkeit gerückt und im Kreis der Regierungschefinnen 

und Regierungschefs der Länder - vor Ablauf der regulären Laufzeit des geltenden Glücks-

spielstaatsvertrages und der dort statuierten Berichtspflicht - überhaupt über vorzeitige Ände-

rungen beziehungsweise Anpassungen diskutiert worden ist, ist die eingetretene Blockade-

situation bei der Erteilung von Konzessionen für private Sportwettenanbieter.  
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Durch den Glücksspielstaatsvertrag soll eine Öffnung des Sportwettenbereiches für private 

Anbieter herbeigeführt und das zuvor rechtlich verankerte Sportwettenmonopol nicht fort-

geschrieben werden. Die im einstweiligen Rechtsschutzverfahren ergangene Entscheidung des 

Hessischen Verwaltungsgerichtshofes vom 16. Oktober 2015 hat zur Folge, dass bis zum 

rechtskräftigen Abschluss der verwaltungsgerichtlichen Klagen im Verfahren um eine der 

20 Sportwettenkonzessionen keiner der Bewerber auf absehbare Zeit eine Sportwetten-

konzession erhalten kann. Die mit dem geltenden Glücksspielstaatsvertrag angestrebte 

Öffnung und Legalisierung des Sportwettenbereiches kann so, wie sie ursprünglich geplant 

war, derzeit somit nicht erreicht werden. 

 

Unter den Ländern besteht Einigkeit, dass man - auch mit Blick auf europarechtliche Implika-

tionen - nicht untätig bleiben und nur den rechtskräftigen Ausgang des verwaltungsgericht-

lichen (Hauptsache-)Verfahrens abwarten sollte, auch um dem Eindruck einer zumindest 

faktischen Fortgeltung eines staatlichen Monopols im Sportwettenbereich entgegenzuwirken. 

Es war und ist länderübergreifender Konsens, darauf hinzuwirken, die gewollte Liberalisie-

rung auch tatsächlich auf den Weg zu bringen.  

 

Der von allen Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder im Jahr 2017 paraphierte 

Zweite Glücksspieländerungsstaatsvertrag wurde nicht von allen Landesparlamenten ratifi-

ziert und konnte deshalb nicht in Kraft treten.  

 

Mit dem vorliegenden Entwurf eines Dritten Glücksspieländerungsstaatsvertragsgesetzes soll 

die vorgesehene Liberalisierung im Sportwettenmarkt abgeschlossen und Klarheit für die 

Anbieter und beteiligte Dritte (Zahlungsdienstleister, Medien, Sportvereine und -verbände) 

geschaffen werden. 

 

 
B Lösung 

 

Der Dritte Glücksspieländerungsstaatsvertrag wird durch das im Entwurf vorliegende Dritte 

Glücksspielstaatsvertragsgesetz in Landesrecht übergeleitet. 

 

Die Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder haben sich auf ihrer Konferenz am 

21. März 2019 auf Änderungen im Bereich der Glücksspielregulierung geeinigt und dem vor-

liegenden Entwurf eines Dritten Glücksspieländerungsstaatsvertrages zugestimmt. 

 

Konkret haben sich die Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder auf Folgendes 

verständigt: 

 

a) Der geltende Glücksspielstaatsvertrag wird dahingehend geändert, dass für den Sport-

wettenbereich - unter Abkehr von dem bisherigen Konzessionsmodell - für die Dauer der 

Experimentierphase ein Übergang auf ein qualifiziertes Erlaubnismodell erfolgt. Damit 

existiert keine zahlenmäßige Begrenzung der Anbieter mehr. Die notwendige Regulierung 

und Steuerung erfolgt allein über qualitative Anforderungen. Die Änderungen zielen maß-

geblich darauf ab, die durch die Entscheidung des Hessischen Verwaltungsgerichtshofes 

bei der Legalisierung des Sportwettenbereiches aufgetretene Blockadesituation aufzulösen 

und für die Anbieter von Sportwetten schnellstmöglich Rechtssicherheit herzustellen und 

zugleich eine verbindliche Rechtsgrundlage für einen wirksamen Vollzug gegenüber ille-

galen Sportwettenanbietern zu schaffen. 
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b) Einigkeit ist auch dahingehend erzielt worden, die Übergangsregelung in § 29 Absatz 1 

Satz 3 GlüStV aufzuheben, weil diese überflüssig geworden ist. 

 

c) Mit Blick auf die teilweise sich widersprechenden Urteile des VGH Bayern (vom 

25. September 2015), des StGH Baden-Württemberg (vom 17. Juni 2014) und des 

HessVGH (vom 16. Oktober 2015) sollen im Glücksspielstaatsvertrag klarstellende Ände-

rungen in Bezug auf die Funktion des Glücksspielkollegiums (§ 9a Absatz 5 Satz 2 

GlüStV) und die Bedeutung der Werberichtlinie (§ 5 Absatz 4 Satz 1 GlüStV) vorge-

nommen werden. 

 

Diese Änderungen sind weitgehend identisch mit den Änderungen, die durch den Zweiten 

Glücksspieländerungsstaatsvertrag vorgesehen waren. Der Zweite Glücksspieländerungs-

staatsvertrag wurde mit dem Gesetz zum Zweiten Glücksspieländerungsstaatsvertrag vom 

18. Dezember 2017 (GVOBl. M-V S. 359) ratifiziert, jedoch mangels Ratifizierung in 

einzelnen der 16 vertragsschließenden Ländern gegenstandslos. 

 

 
C Alternativen 

 

Keine. Der Dritte Glücksspieländerungsstaatsvertrag wird nach seinem Artikel 2 Absatz 1 

Satz 2 gegenstandslos, sofern nicht bis zum Ablauf des 31. Dezember 2019 alle Ratifizie-

rungsurkunden der Länder bei der Staatskanzlei des Vorsitzlandes der Ministerpräsidenten-

konferenz hinterlegt sind. Voraussetzung dafür ist, dass auch das Gesetz zum Dritten Glücks-

spieländerungsstaatsvertrag rechtzeitig vor dem 31. Dezember 2019 in Kraft tritt. 

 

 
D Notwendigkeit (§ 3 Absatz 1 Satz 1 GGO II) 

 

Die Änderungen des Glücksspielstaatsvertrages können nur durch einen entsprechenden 

Änderungsstaatsvertrag vorgenommen werden und durch Gesetz in Landesrecht transformiert 

werden. Hierfür wiederum bedarf es gemäß Artikel 47 Absatz 2 der Verfassung des Landes 

Mecklenburg-Vorpommern der Zustimmung des Landtages in Form eines Gesetzes. 

 

 
E Finanzielle Auswirkungen auf die Haushalte des Landes und der Kommunen 

 

1. Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 

 

Durch die teilweise Freigabe und Öffnung des Sportwettenmarktes werden dem Landeshaus-

halt, zum Beispiel durch den Landesanteil an der Konzessionsabgabe, finanzielle Mittel 

zufließen. Für laufende und künftige Gerichtsverfahren im Zusammenhang mit Konzessions-

vergaben können aber auch Ausgaben für Gerichts- und Anwaltskosten entstehen, deren Höhe 

derzeit zwar nicht bestimmt werden kann, die aber durch die Verteilung auf die Länder 

anhand des Königsteiner Schlüssels für das Land nicht gravierend sein werden. 
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2. Vollzugsaufwand 

 

Die Aufhebung der Kontingentierung der Sportwettkonzessionen für die Dauer der Experi-

mentierphase wird zu Veränderungen im Vollzug führen. Dies trägt den verwaltungsgericht-

lichen Entscheidungen Rechnung, die auf Anträge von Konkurrenten vorbeugend bereits die 

Erteilung von Konzessionen unterbunden und damit eine rechtliche Ordnung des Sport-

wettenmarktes in absehbarer Zeit unmöglich gemacht haben. Insoweit wird die Öffnung zu 

geringeren Vollzugsmaßnahmen bei der Konzessionsvergabe, aber zu einer Erhöhung der 

aufsichtsrechtlichen Vollzugsmaßnahmen führen. Dies soll aber mit entsprechenden Verwal-

tungsgebühren bei der Konzessionsvergabe und mit den Vollzugsmaßnahmen bei der Auf-

sicht aufgefangen werden.  

 

 
F Sonstige Kosten  

 

Keine. 

 

 
G Bürokratiekosten 

 

Keine. 
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DIE MINISTERPRÄSIDENTIN Schwerin, den 24. September 2019 
DES LANDES 
MECKLENBURG-VORPOMMERN 

 

 

 

 

 

An die 

Präsidentin des Landtages 

Mecklenburg-Vorpommern 

Frau Birgit Hesse 

Lennéstraße 1 

 

19053 Schwerin 

 

 

 

 

 

Betr.: Entwurf eines Gesetzes zum Dritten Staatsvertrag zur Änderung des Staatsvertrages 

zum Glücksspielwesen in Deutschland (Drittes Glücksspieländerungsstaatsvertrags-

gesetz - Drittes GlüÄndStVG M-V) 
 

 

Sehr geehrte Frau Präsidentin, 

 

als Anlage übersende ich Ihnen den von der Landesregierung am 24. September 2019 

beschlossenen Entwurf des vorbezeichneten Gesetzes mit Begründung.  

 

Ich bitte Sie, die Beschlussfassung des Landtages herbeizuführen. 

 

Federführend ist das Ministerium für Inneres und Europa. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

 
Manuela Schwesig 
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ENTWURF  
 
eines Gesetzes zum Dritten Staatsvertrag zur Änderung des Staatsvertrages 
zum Glücksspielwesen in Deutschland (Drittes Glücksspieländerungsstaats-
vertragsgesetz - Drittes GlüÄndStVG M-V) 
 

 

 

 

 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

 

 
Artikel 1 

 

Dem in Schwerin am 26. März 2019 von Mecklenburg-Vorpommern unterzeichneten Dritten 

Staatsvertrag zur Änderung des Staatsvertrages zum Glücksspielwesen in Deutschland 

(Dritter Glücksspieländerungsstaatsvertrag - 3. GlüÄndStV) vom 18. April 2019 zwischen 

dem Land Baden-Württemberg, dem Freistaat Bayern, dem Land Berlin, dem Land Branden-

burg, der Freien Hansestadt Bremen, der Freien und Hansestadt Hamburg, dem Land Hessen, 

dem Land Mecklenburg-Vorpommern, dem Land Niedersachsen, dem Land Nordrhein-

Westfalen, dem Land Rheinland-Pfalz, dem Saarland, dem Freistaat Sachsen, dem Land 

Sachsen-Anhalt, dem Land Schleswig-Holstein und dem Freistaat Thüringen wird zuge-

stimmt. Der Dritte Glücksspieländerungsstaatsvertrag wird nachstehend veröffentlicht. 

 

 
Artikel 2 

 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. Es tritt am 1. Januar 2020 außer 

Kraft, wenn die Bedingung des Absatzes 2 Satz 1 eintritt. Das Außerkrafttreten ist im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Mecklenburg-Vorpommern bekannt zu geben. 

 

(2) Sind bis zum 31. Dezember 2019 nicht alle Ratifikationsurkunden bei der Staatskanzlei 

der oder des Vorsitzenden der Ministerpräsidentenkonferenz hinterlegt, wird der Staatsvertrag 

gegenstandslos. Der Tag, an dem der Dritte Glücksspieländerungsstaatsvertrag nach seinem 

Artikel 2 Absatz 1 Satz 1 in Kraft tritt, ist im Gesetz- und Verordnungsblatt für Mecklenburg-

Vorpommern bekannt zu geben. 
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Begründung: 
 
 
A Allgemeiner Teil 

 

Der Glücksspielstaatsvertrag vom 15. Dezember 2011 (GVOBl. M-V 2012 S. 215, 216), ein 

Abkommen, das im Rahmen der verfassungsrechtlichen Vorgaben und der ordnungsrecht-

lichen Aufgabenstellung der Länder länderübergreifend einheitliche Grundlagen für Glücks-

spiele geschaffen hat, ist am 1. Juli 2012 gemäß Bekanntmachung vom 24. Juli 2012 

(GVOBl. M-V S. 403) in Kraft getreten. Dieser sieht unter anderem während einer sieben-

jährigen Experimentierphase die Vergabe einer begrenzten Anzahl von zwanzig Sport-

wettenkonzessionen an private Anbieter vor; das staatliche Wettmonopol ist währenddessen 

suspendiert. Der Staatsvertrag kann jedoch in diesem Punkt weiterhin nicht umgesetzt 

werden, weil die hessischen Verwaltungsgerichte die Erteilung der Konzessionen bis zu einer 

zeitlich nicht abschätzbaren Entscheidung in der Hauptsache aufgeschoben haben (HessVGH, 

B. v. 16. Oktober 2015). 

 

Der vor diesem Hintergrund von den Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder 

erarbeitete und von allen Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder paraphierte 

Zweite Staatsvertrag zur Änderung des Glücksspielstaatsvertrages (Zweiter Glücksspielände-

rungsstaatsvertrag) wurde nicht von allen Landesparlamenten ratifiziert und konnte deshalb 

nicht in Kraft treten. Die Ministerpräsidentenkonferenz hat zunächst mit Beschluss vom 

18. April 2019 gemäß § 35 Absatz 1 des Glücksspielstaatsvertrages die Befristung der Expe-

rimentierklausel in § 10a des Glücksspielstaatsvertrages aufgehoben. Die Erteilung von 

Konzessionen an Veranstalter von Sportwetten ist insoweit rechtlich nunmehr möglich für die 

gesamte Geltungsdauer des Glückspielstaatsvertrages bis zum 30. Juni 2021.  

 

Ergänzend dazu sollen durch den Dritten Staatsvertrag zur Änderung des Glücksspielstaats-

vertrages zum Glücksspielwesen in Deutschland (Dritter Glücksspieländerungsstaatsvertrag - 

3. GlüÄndStV) durch punktuelle Änderungen das Modell der Experimentierphase weiter-

entwickelt und Klarheit für die Anbieter und die beteiligten Dritten (Zahlungsdienstleister, 

Medien, Sportvereine und -verbände) geschaffen werden; zugleich wird den Glücksspielauf-

sichtsbehörden der Weg zur flächendeckenden Untersagung nicht erlaubter Angebote 

eröffnet. Damit wird die fortschreitende Erosion des Ordnungsrechtes beendet. Die dazu not-

wendigen Änderungen des Staatsvertrages erschöpfen sich in folgenden Punkten: 

 

- Es wird klargestellt, dass die Experimentierphase für die Geltungsdauer des Glückspiel-

staatsvertrages bis zum 30. Juni 2021 anwendbar ist. 

- Die Kontingentierung der Sportwettkonzessionen wird für die Dauer der Experimentier-

phase aufgehoben. 

- Da ein Auswahlverfahren (§ 4b Absatz 5) nicht mehr erforderlich ist, sind die auf die 

Durchführung dieses Verfahrens abzielenden Regelungen anzupassen. 

 

Bei der Behördenorganisation bleibt es für das Konzessionsverfahren bei der ländereinheit-

lichen Entscheidung. Das ländereinheitliche Verfahren vermeidet ein Nebeneinander von 

16 Erlaubnissen für jedes einzelne Land, was weder sachgerecht noch den Anbietern oder der 

Öffentlichkeit zu vermitteln wäre.  
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In der Zeit vom 26. März bis zum 18. April 2019 wurde der Dritte Glücksspieländerungs-

staatsvertrag von den Regierungschefinnen und Regierungschefs der 16 Länder unterzeichnet. 

 

Seitens Mecklenburg-Vorpommerns bedarf der Staatsvertrag gemäß Artikel 47 Absatz 2 der 

Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern auch der Zustimmung des Landtages in 

Form eines Gesetzes. 

 

 
B Besonderer Teil 
 
Zu Artikel 1 

 

Nach Artikel 47 Absatz 2 der Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern vom 

23. Mai 1993 (GVOBl. M-V S. 372), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 

14. Juli 2016 (GVOBl. M-V, S. 573), bedürfen Staatsverträge, die Gegenstände der Gesetz-

gebung betreffen, der Zustimmung des Landtages in Form eines Gesetzes. Artikel 1 des 

Gesetzes sieht daher die erforderliche Zustimmung des Landtages zum Dritten Glücks-

spieländerungsstaatsvertrag vor. Darüber hinaus wird bestimmt, dass der Staatsvertrag 

veröffentlicht wird.  

 

 
Zu Artikel 2 

 

Die Bestimmung des Absatz 1 regelt das Inkrafttreten des Dritten Glücksspieländerungs-

staatsvertragsgesetzes sowie sein vorsorgliches Außerkrafttreten, wenn nicht bis zum 

31. Dezember 2019 alle Ratifizierungsurkunden hinterlegt worden sind. Das Außerkrafttreten 

unterliegt der Bekanntmachungspflicht. 

 

Absatz 2 bestimmt als weitere Voraussetzung, dass das Inkrafttreten des Dritten Glücks-

spieländerungsstaatsvertrages im Gesetz- und Verordnungsblatt Mecklenburg-Vorpommern 

bekannt zu geben ist. 
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